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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für internationalen Handel ersucht den federführenden Ausschuss für 

auswärtige Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 

übernehmen: 

1. stellt fest, dass die Vereinigten Staaten für die EU 2017 der größte Exportmarkt und die 

zweitgrößte Einfuhrquelle waren; stellt fest, dass es zwischen der EU und den 

Vereinigten Staaten Unterschiede hinsichtlich der Handelsdefizite und -überschüsse in 

den Bereichen Güterverkehr, Handel mit Dienstleistungen, elektronischer Handel und 

ausländische Direktinvestitionen gibt; weist darauf hin, dass die Handels- und 

Investitionsbeziehungen zwischen der EU und den USA – die den größten Umfang 

weltweit haben und sich seit jeher auf gemeinsame Werte stützen – eine der wichtigsten 

Triebfedern des Wirtschaftswachstums, Handels und Wohlstands in der Welt sind; stellt 

ferner fest, dass die EU gegenüber den Vereinigten Staaten einen 

Warenhandelsüberschuss in Höhe von 147 Mrd. USD aufweist; stellt fest, dass EU-

Unternehmen in den USA 4,3 Millionen Beschäftigte haben; 

2. betont, dass die EU und die USA zwei Schlüsselakteure in einer globalisierten Welt 

sind, die sich mit beispielloser Geschwindigkeit und Intensität weiterentwickelt, und 

dass die EU und die USA angesichts der gemeinsamen Herausforderungen ein 

gemeinsames Interesse daran haben, in handelspolitischen Fragen zusammenzuarbeiten 

und sich abzustimmen, um das multilaterale Handelssystem der Zukunft und globale 

Standards zu gestalten; 

3. weist auf die zentrale Rolle der WTO innerhalb des multilateralen Systems als beste 

Option zur Gewährleistung eines offenen, fairen und regelbasierten Systems hin, das 

den ganz unterschiedlichen Interessen ihrer Mitglieder Rechnung trägt und diese 

Interessen ausgleicht; bekräftigt seine Unterstützung für eine weitere Stärkung des 

multilateralen Handelssystems; unterstützt die Anstrengungen der Kommission, die 

darauf abzielen, gemeinsam mit den Vereinigten Staaten an einer gemeinsamen 

positiven Reaktion auf die gegenwärtigen institutionellen und systemischen 

Herausforderungen zu arbeiten; 

4. hebt die Rolle hervor, die die WTO bei der Beilegung von Handelsstreitigkeiten spielt; 

fordert alle Mitglieder der WTO auf, das ordnungsgemäße Funktionieren des 

Streitbeilegungssytems der WTO sicherzustellen; bedauert in diesem Zusammenhang 

die von den Vereinigten Staaten ausgehende Blockade bei der Stellenbesetzung im 

Berufungsgremium, durch die das Funktionieren des WTO-Streitbeilegungssystems 

gefährdet wird; fordert die Kommission und alle WTO-Mitglieder auf, nach Wegen zur 

Überwindung dieser festgefahrenen Situation bei der Neubesetzung der Richterstellen 

im Berufungsgremium der WTO zu suchen und erforderlichenfalls Reformen des 

Streitbeilegungssystems einzuleiten; ist der Ansicht, dass diese Reformen darauf 

abzielen könnten, das höchstmögliche Maß an Effizienz und Unabhängigkeit des 

Systems zu gewährleisten und gleichzeitig den Einklang mit den Werten und dem 

allgemeinen Ansatz, die die EU seit der Gründung der WTO stets vertreten hat, zu 

wahren, wobei hierzu insbesondere die Förderung des freien und fairen Welthandels im 

Rahmen der Rechtsstaatlichkeit und die Notwendigkeit gehören, dass alle WTO-

Mitglieder sämtlichen WTO-Verpflichtungen nachkommen; 
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5. bedauert zwar, dass die 11. WTO-Ministerkonferenz keine nennenswerten Ergebnisse 

gezeitigt hat, begrüßt jedoch die Unterzeichnung der gemeinsamen Erklärung zur 

Abschaffung unlauterer marktverzerrender und protektionistischer Praktiken durch die 

Vereinigten Staaten, die EU und Japan, auf die auch in der Erklärung der G20 vom 

Juli 2017 hingewiesen wurde; fordert, dass in diesem Bereich auch weiterhin mit den 

Vereinigten Staaten und Japan zusammengearbeitet wird, um unlautere 

Handelspraktiken wie Diskriminierung, eingeschränkten Marktzugang, Dumping und 

Subventionen zu bekämpfen; 

6. fordert die Kommission auf, gemeinsam mit den Vereinigten Staaten und anderen 

WTO-Mitgliedern einen Arbeitsplan zur Abschaffung handelsverzerrender 

Subventionen in der Baumwoll- und der Fischwirtschaft (insbesondere in Bezug auf 

illegale, nicht gemeldete und unregulierte Fischerei (IUU-Fischerei)) zu erarbeiten; 

fordert, dass die multilaterale Agenda in neuen Themenbereichen wie dem 

elektronischen Handel, dem digitalen Handel (einschließlich der digitalen 

Entwicklung), Investitionserleichterungen, Handel und Umwelt und Handel und 

Gleichstellung durch Zusammenarbeit vorangetrieben wird und dass spezifische 

Maßnahmen zur Erleichterung der Beteiligung von Kleinstunternehmen sowie kleinen 

und mittleren Unternehmen an der Weltwirtschaft gefördert werden; 

7. fordert die EU und die Vereinigten Staaten auf, die Zusammenarbeit auf internationaler 

Ebene voranzutreiben, um die internationalen Übereinkommen im Bereich des 

öffentlichen Beschaffungswesens, insbesondere das WTO-Übereinkommen über das 

öffentliche Beschaffungswesen, zu stärken; 

8. fordert die Kommission auf, einen Dialog mit den Vereinigten Staaten aufzunehmen, 

damit die Verhandlungen über das plurilaterale Abkommen über den Handel mit 

Umweltschutzgütern (EGA) und das Abkommen über den Handel mit Dienstleistungen 

(TiSA) wieder aufgenommen werden; 

9. fordert die EU und die Vereinigten Staaten auf, ihre Ressourcen zu bündeln, um gegen 

unlautere Handelspolitiken und -praktiken vorzugehen, und gleichzeitig multilaterale 

Regeln und das Streitbeilegungsverfahren der WTO zu achten und einseitige 

Maßnahmen zu vermeiden, weil sie für alle globalen Wertschöpfungsketten, an denen 

EU- und US-Unternehmen beteiligt sind, schädlich sind; bedauert zutiefst die 

Ungewissheit im internationalen Handelssystem, die dadurch entstanden ist, dass die 

Vereinigten Staaten auf Instrumente und politische Hilfsmittel (z. B. Abschnitt 232 aus 

dem Jahr 1962, Abschnitt 301 aus dem Jahr 1974) zurückgreifen, die vor der 

Entstehung der WTO und ihres Streitbeilegungssystems geschaffen wurden; stellt in 

diesem Zusammenhang fest, dass die Entscheidung der USA, Stahl- und 

Aluminiumzölle gemäß Abschnitt 232 einzuführen, aus Gründen der nationalen 

Sicherheit nicht zu rechtfertigen ist, und fordert die Vereinigten Staaten auf, die EU und 

andere Verbündete vollständig und dauerhaft von den Maßnahmen auszunehmen; 

fordert die Kommission auf, entschlossen zu reagieren, falls diese Zölle zur 

Eindämmung der EU-Ausfuhren eingesetzt werden sollten; betont ferner, dass etwaige 

Sanktionen der USA in Form von Gegenmaßnahmen in Bezug auf europäische Waren 

im Anschluss an die Veröffentlichung des Berichts des Berufungsgremiums über die 

Einhaltung im Rahmen der Beschwerde der USA gegen die EU bezüglich Maßnahmen, 

die den Handel mit zivilen Großraumflugzeugen betreffen, nicht legitim wären, weil 
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204 der 218 von den USA erhobenen Forderungen von der WTO abgelehnt wurden und 

ein weiterer Bericht über den damit zusammenhängenden Fall rechtswidriger US-

Subventionen noch aussteht; 

10. nimmt die fortgeführte bilaterale Zusammenarbeit zwischen der EU und den 

Vereinigten Staaten in zahlreichen Regulierungsfragen zur Kenntnis, die sich in dem 

vor Kurzem abgeschlossenen bilateralen Abkommen über Aufsichtsmaßnahmen für die 

Versicherung und die Rückversicherung und der Vereinbarung über die gegenseitige 

Anerkennung von Inspektionen bei Arzneimittelherstellern niederschlägt; fordert die 

Kommission und den Rat auf, die Rolle des Europäischen Parlaments in diesem Prozess 

uneingeschränkt zu respektieren; 

11. betont die entscheidende Bedeutung des geistigen Eigentums für die Wirtschaft der 

Europäischen Union und der Vereinigten Staaten; fordert beide Seiten auf, Forschung 

und Innovation auf beiden Seiten des Atlantiks zu unterstützen und dabei ein hohes Maß 

an Schutz des geistigen Eigentums zu gewährleisten und sicherzustellen, dass 

diejenigen, die qualitativ hochwertige, innovative Produkte herstellen, dies auch 

weiterhin tun können; 

12. fordert die EU und die Vereinigten Staaten auf, den Marktzugang für KMU, die in die 

USA und in die EU exportieren, zu verbessern, indem sie die bestehenden Vorschriften 

und Marktöffnungen auf beiden Seiten des Atlantiks beispielsweise durch ein KMU-

Portal transparenter gestalten; 

13. unterstreicht die Bedeutung des US-Marktes für die KMU der EU; fordert die EU und 

die Vereinigten Staaten auf, die unverhältnismäßigen Auswirkungen von Zöllen, 

nichttarifären Handelshemmnissen und technischen Handelshemmnissen auf KMU auf 

beiden Seiten des Atlantiks anzugehen, und fordert, dass dies nicht nur eine Senkung 

der Zölle, sondern auch eine Vereinfachung der Zollverfahren und potenziell neue 

Mechanismen umfassen sollte, die den KMU den Austausch von Erfahrungen und 

bewährten Verfahren beim Kauf und Verkauf auf dem EU- und dem US-Markt 

erleichtern sollen; 

14. fordert die EU und die Vereinigten Staaten auf, im Rahmen ihrer bilateralen 

Zusammenarbeit von gegenseitigem Steuerwettbewerb abzusehen, da dies nur zu einem 

Rückgang der Investitionen in beiden Wirtschaftsräumen führen würde; 

15. fordert die EU und die Vereinigten Staaten auf, sich auf einen Rahmen für den digitalen 

Handel zu verständigen, der dem bestehenden Rechtsrahmen und den Vereinbarungen 

beider Seiten sowie den für den Datenschutz und die Privatheit von Daten geltenden 

Vorschriften, die für den Dienstleistungssektor von besonderer Bedeutung sind, 

Rechnung trägt; betont in diesem Zusammenhang, dass die EU und die Vereinigten 

Staaten zusammenarbeiten sollten, um Drittländer zu ermutigen, hohe 

Datenschutzstandards anzunehmen; 

16. appelliert an die EU und die Vereinigten Staaten, die Zusammenarbeit im Bereich des 

Klimawandels auszuweiten; fordert die EU und die Vereinigten Staaten auf, die 

derzeitigen und künftigen Handelsverhandlungen auf allen Ebenen zu nutzen, um die 

Anwendung international vereinbarter Standards wie des Übereinkommens von Paris zu 

gewährleisten, um den Handel mit umweltverträglichen Gütern, einschließlich 
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Technologie, zu fördern und eine weltweite Energiewende mit einer klaren und 

koordinierten internationalen Handelsagenda zu gewährleisten, damit sowohl die 

Umwelt geschützt wird als auch Arbeitsplätze und Wachstumsmöglichkeiten geschaffen 

werden; 

17. ist der Überzeugung, dass ein mögliches neues Abkommen über die Handels- und 

Investitionsbeziehungen zwischen der EU und den USA nicht unter Druck oder unter 

Drohung ausgehandelt werden kann und dass nur ein umfassendes, ehrgeiziges, 

ausgewogenes und übergreifendes Abkommen, das alle Handelsbereiche abdeckt, im 

Interesse der Europäischen Union liegen würde; stellt in diesem Zusammenhang fest, 

dass die Einrichtung eines möglichen spezifischen und dauerhaften Mechanismus für 

die Zusammenarbeit bei der Regulierung und bei Konsultationen von Vorteil sein 

könnte; fordert die Kommission auf, die Verhandlungen mit den USA wieder 

aufzunehmen, sofern die Rahmenbedingungen angemessen sind;  

18. betont, dass die Handelsströme zunehmend neue, schnellere und sicherere Wege für den 

grenzüberschreitenden Waren- und Dienstleistungsverkehr erfordern; fordert die EU 

und die Vereinigten Staaten als überaus wichtige Handelspartner auf, bei 

handelsbezogenen digitalen Technologielösungen zur Erleichterung des Handels 

zusammenzuarbeiten; 

19. verweist auf die Bedeutung des bestehenden Dialogs und der Zusammenarbeit zwischen 

der EU und den USA im Bereich Wissenschaft und Technologie; erkennt den 

Stellenwert der Bemühungen der EU und der USA im Bereich Forschung und 

Innovation als Schlüsselfaktoren für Wissen und Wirtschaftswachstum an und 

unterstützt die Verlängerung und Ausweitung des Wissenschafts- und 

Technologieabkommens zwischen der EU und den USA über das Jahr 2018 hinaus mit 

dem Ziel, Forschung, Innovationen und neue Technologien zu fördern, die Rechte an 

geistigem Eigentum zu schützen, mehr und bessere Arbeitsplätze zu schaffen und für 

nachhaltigen Handel und integratives Wachstum zu sorgen; 

20. teilt die Sorge der Vereinigten Staaten hinsichtlich der weltweiten Überkapazitäten bei 

der Stahlherstellung; bedauert gleichzeitig, dass die Integrität einer regelgestützten 

Handelsordnung durch einseitige, mit der WTO nicht vereinbare Maßnahmen nur 

Schaden nehmen würde; betont, dass auch eine dauerhafte Ausnahme der EU von den 

US-Zöllen eine derartige Vorgehensweise nicht legitimieren kann; fordert die 

Kommission auf, sich gemeinsam mit den Vereinigten Staaten stärker darum zu 

bemühen, dass im Rahmen des Globalen Forums des G20 gegen Überkapazitäten bei 

der Stahlherstellung vorgegangen wird, damit das enorme Potenzial multilateraler 

Maßnahmen ausgeschöpft wird; bekräftigt seine Überzeugung, dass gemeinsame und 

konzertierte Maßnahmen innerhalb der regelbasierten Handelssysteme der beste Weg 

sind, globale Probleme dieser Art zu lösen;  

21. bekräftigt, wie wichtig es ist, dass die EU und die Vereinigten Staaten die notwendige 

Modernisierung der WTO koordiniert und konstruktiv angehen, um sie wirksamer, 

transparenter und in höherem Maße rechenschaftspflichtig zu gestalten sowie 

sicherzustellen, dass bei der Ausarbeitung internationaler Handelsregeln und von 

Maßnahmen der internationalen Handelspolitik Geschlechter-, Sozial-, Umwelt- und 

Menschenrechtsaspekte angemessen berücksichtigt werden; 
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22. weist darauf hin, dass die EU für eine unverfälschte Marktwirtschaft sowie für einen 

offenen, auf Werten und Regeln basierenden und fairen Handel steht; bekräftigt seine 

Unterstützung für die Strategie der Kommission als Reaktion auf die derzeitige 

Handelspolitik der Vereinigten Staaten unter Einhaltung der Regeln des multilateralen 

Handelssystems; ruft zur Einigkeit aller EU-Mitgliedstaaten auf und fordert die 

Kommission auf, einen gemeinsamen Ansatz zur Bewältigung dieser Situation zu 

erarbeiten; betont die Bedeutung eines geschlossenen Auftretens der EU-

Mitgliedstaaten in dieser Hinsicht, da sich ein gemeinsames Vorgehen der EU im 

Rahmen der gemeinsamen Handelspolitik und der EU-Zollunion auf internationaler 

Ebene sowie bilateral mit den USA als weitaus wirksamer erwiesen hat als jede 

Initiative einzelner Mitgliedstaaten; bekräftigt, dass die EU bereit ist, in 

handelsbezogenen Fragen, die von beiderseitigem Interesse sind, im Rahmen der 

Regeln des multilateralen Handelssystems mit den Vereinigten Staaten 

zusammenzuarbeiten; 

23. bedauert den Beschluss von Präsident Trump, den Gemeinsamen umfassenden 

Aktionsplan (JCPOA) aufzukündigen, sowie die Folgen dieser Entscheidung für im Iran 

tätige Unternehmen aus der EU; unterstützt alle Bemühungen der EU zur Wahrung der 

Interessen von EU-Unternehmen, die im Iran investieren, und insbesondere die 

Entscheidung der Kommission, das Verbotsgesetz in Anspruch zu nehmen, wodurch 

deutlich gemacht wird, dass sich die EU dem JCPOA verpflichtet fühlt; ist der 

Überzeugung, dass das gleiche Gesetz in jedem einschlägigen Fall angewandt werden 

könnte; 

24. fordert die EU und die Vereinigten Staaten auf, die Zusammenarbeit und die 

Bemühungen um die Durchführung und Ausweitung von Sorgfaltspflichtregelungen für 

Unternehmen zu verstärken, damit der Schutz der Menschenrechte auf internationaler 

Ebene unter anderem im Bereich des Handels mit Mineralien und Metallen aus 

Konfliktgebieten gestärkt wird; 

25. bedauert, dass sich die USA aus dem Umweltschutz zurückgezogen haben; bedauert 

angesichts der Tatsache, dass die USA der größte Importeur von Trophäen der 

Elefantenjagd sind, die Entscheidung von Präsident Trump, das Einfuhrverbot für 

solche Trophäen aus bestimmten afrikanischen Ländern, darunter Simbabwe und 

Sambia, aufzuheben; 

26. fordert die EU und die Vereinigten Staaten auf, die transatlantische parlamentarische 

Zusammenarbeit fortzusetzen und zu verstärken, was zu einem vertieften und 

umfassenderen politischen Rahmen zur Verbesserung der Handels- und 

Investitionsbeziehungen zwischen der EU und den USA führen sollte; 

27. bringt seine Besorgnis darüber zum Ausdruck, dass die USA und China ein Abkommen 

schließen könnten, das mit den WTO-Regeln nicht in vollem Maße vereinbar ist und 

das sich gegen unsere Interessen richten und die transatlantischen Handelsbeziehungen 

belasten könnte; hebt daher die Notwendigkeit eines stärker global ausgerichteten 

Abkommens mit unseren wichtigsten Handelspartnern hervor, das unseren 

gemeinsamen Interessen auf internationaler Ebene Rechnung trägt. 
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